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Hamm

Urteil vom 30. Juni 1983
- 2 AZR 524/81 - 
Urteil vom 4. März 1981
- 1 Ca 947/80 -
Urteil vom 24. Juli 1981
- 11 Sa 383/81 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort:
Kirchenautonomie und Kündigung wegen homosexueller 
Betätigung

Gesetz: GG Art. 140 i. Verb. m. WRV Art. 137 Abs. 3; BGB § 626;
KSchG 1969 § 1 Verhaltensbedingte Kündigung, § 9

Leitsatz:
Auch die im außerdienstlichen Bereich ausgeübte homo­
sexuelle Praxis eines im Dienst des Diakonischen Werks 
einer evangelischen Landeskirche stehenden, im Bereich 
der Konfliktsberatung eingesetzten Arbeitnehmers stellt 
eine VertragspflichtVerletzung dar, die jedenfalls dann 
geeignet ist einen Kündigungsgrund abzugeben, wenn der Ar­
beitnehmer vorher erfolglos abgemahnt worden ist.

Hinweise des Senats:
Außerordentliche, vorsorgliche ordentliche Kündigung eines 
im Dienst des Diakonischen Werks einer evangelischen Landes­
kirche stehenden, im Bereich der Konfliktsberatung (Fami­
lienhilfe) eingesetzten homophil veranlagten Diplom-Psycho­
logen wegen außerdienstlich ausgeübter homosexueller Praxis. 
Erfordernis der Abmahnung bei Störungen im Vertrauensbe­
reich. Auflösungsantrag des Arbeitgebers.
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NAKEK DES VOLKES

11 Fa 3?5/El Hamm
Verkündet ain 
30. Juri 1983
F: 1 ttr.er.

AmtsInspektor n r t o i 1
a 1 s Urk undsbearatei■
der Geschäftasteile In Sachen

DO

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 

mündlichen Verhandlung vom 30. Juri 1983 durch den Kichfcer 

Professor Dr. Röhsler als Vorsitzenden, d’ e Richter Triebfür-s 
und Dr. Weilen sowie die ehrenamtlichen Richter Jansen und
Stp[• p'!Oi?̂  '̂ip pcJ'11- ppkrinr.t :
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1 Oie Revision des Beklagten ge.ee n das Urte Il­
des Landesarbeitssrerichts Ha mir. vom 2k . ju 1 i 
1981 - 11 Sa 383/8 1 - v i zuKickgewieseri, 
soweit das Landesarbeits per icht der Künd i gunss- 
klage st;attgegeben hat.

2. Soweit das Landesarbeitsgericht den Auflösungs­
antrag des Beklagten abgev/iesen und über die 
Kosten des Verfahrens entschieden hat, wird das 
angefochtbre Urteil aufgehoben und die Sache zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Landesarbe11sge- 
r i c 'r t zur u c k v ev ■ w i o s o r: ,

c c h t s

Bor 19k0 geborene Kläger steht sei t dem 1. Januar 1977 als 

Dip? om-Psychologe in den Diensten des beklagten Di a kor. i sehen 
Werks im Kirchenkreis M der Evange1 isohen Kirche von West• •

fälen. Er ist insbesondere im Bereich der Konfliktberatung (Fa— 

tni 1 ienhilfe), der Betreuung suchtkranker Könner und geistig Be­

hinderter e i n gesetzt * Die Beratung im Rahmen der Fami1ienhiIfe 
betrifft Fragen der Schwangerschaftsunterbrechung.

1 3i Klager wurde nach VergGr . II b des Bundes-Angestel1 ten
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d 0 y‘ta ' i Tver träges in der Kirchlichen Fassung (P.AT-KF) vergütet;

auf das Arbeitsverhü ltni s Anwendung findet. Er verdiente zuletzt,

etwa 3.600, -- DM brutto monatlich. Ir. dem Arbeitsvertrag ist

festgelegt, daß die im Di akoni sehen Werk tätigen Mitarbeiter ein

Dienstgemeinschaft bilden. Wörtlich heißt es dort:

»Alle Mitarbeiter in dieser Dienstgemeinschaft haben 
ihren Dienst im Rahmen i hrer Dienstanweisung in Treue 
und Hingabe zu erfüllen. Es wird von ihnen erwartet, 
daß sie den christlichen Grundsätzen sowohl bei der 
Erfüllung ihrer dienstlichen Pflichten als auch in 
ihrer persönlichen Lebensführung Rechnung tragen und 
demgemäß ihr gesamtes Verhalten inner- und außer­
halb des Dienstes der Verantwortung entspricht, die 
sie als Mitarbeiter in der Inneren Mission übernommenl'i r.t| ’p n •

Wit Schreiben vom 27, November 1980, das der Kläger am sel­

ber. Tag erhalten hat, kündigte der Beklagte das A »’beitsverhältnl 

außer or der. tl i ch zum. 31 • Dezember 1980 und mit Schrei ben vorn 

23. Januar 198 1 nochmal s vorsorglich ordentlich zum 3-1. Mä^z 

1 9 8 1 , jeweils nach vorheriger Anhörung der Mitarbeitervertretung

Mit der am 1. Dezember 1980 bei Gericht eingegangenen Klage 

hat sich der Kläger zunächst gegen die außerordentliche Künöigun 

und ’.-lit einem am 9 • Februar 19 8 1 eingegangenen Schriftsatz auch 

gegen di© orden11icIio K•'rdigung gewandt. Er macht ge11end, daß 

die außerordentliche Kündigung wegen Fehlens eines wichtiger- 

Gruneies rechtsunv: 1 rksam. und die ordentliche Küre i gung soz 1 a 1 un­

gerechtfertigt sei. Er hat beantragt festzustellen, daß sein Ar- 

beitsverbs]tnis mit dem Beklagten durch beide Kündigungen nicht 

aufgelöst worden sei, sowie den Beklagten zu verurteilen, ihr 

während der Dauer des Prozesses weiterzubeschäftigen.

P cs > moklagte hat b e a n t r a g t , d ; e K ’ a gc a h ?11 weisen. Zur F e -
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vorgetrager:g u g i j p fr der  bei. der. K0 nd i gunpren h a t  er

A TP; 1 ̂  , ?\ O V 0 rT: b 0 T° 1 Q H () ] "i 0 P> C*. 0 T p \/ Q r* P i t £ 0 H (1 0 >n V O n Ö 0 ̂ St" cj t

M den vertraulicher. Hinweis erhalten, daß der Kläger homo­

sexuelle Beziehungen unterhalte. Eine Frau H aus Hannover

habe den Beklagten davon unterrichtet, ihr 18-jähriger hohn 

h o J_ o no s e i urs te r don E inf 1 uß d e s hornos exuc ]. 1 en K1 ä gsr s gcra ten . 

Beide hätten sich häufig in einschlägigen Lokalen in Hannover 

getroffen und seien dann zum Austausch von Zärtlichkeiten in 

einen separaten Raum gegangen oder- in einen Bald gefahren. In 

einem Gespräch an 25. November 1980 habe der Kläger das Angebot, 

seihst zu kür.digor., mit der Begründutig abgelehnt, er vermÖge 

nicht einzusehen, daß seine Beratungstätigkeit unter dem Vorwurf 

doe her■ oscruel!en Verbaltens 1e 1do.

Dieses Verhalten des Klägers stelle eine schwere Dienst- 

pH1 i chtverletzung dar, die eine Beiterbeschäftigung unzumutbar, 

in jedem Falle aber auf Dauer nicht tragbar mache. Auch ein ho­

mophil Veranlagter könne im kirchlichen Dienst beschäftigt wer­

den, sofern er den Verzicht auf Prnkfci zierung der Homosexualität 

bejahe. Homosexuelle Neigungen könnten zwar ein Plsiko :'i> einen 

kirchlichen Berufsweg darstellen; sie allein zögen aber noch 

keine di er.strechtii chen Folgen nach sich. Homosexuelle Praxis se 

jedoch unvereinbar mit christlichen Grundsätzen. Werde homosexu­

elle Partnerschaft öffentlich vertreten-, so liege ein Verstoß 
gegen den Inhalt de” kiroh 1ichen Lehrverpf!1chtung vor. De” Klä- 

ger habe seine Homosexualität in der Offentl ichkci t praktizi er!;, 

wie dp'-’ Vor fal 1 in Hannover zeige. In seinen: A”be: tsvert ‘w c  habe
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" sic'i p her zur Befolgung der christlichen Grundsätze auch i r 
seiner persönlicher Lebensführung verpflichtet» Im Rahmen ihrer 
verfassungsrechtlich geschützten Autonomie könne die Kirche dies 
von hren Mitarbeitern auch verlangen. Der Kläger nehme in ver­
antwortlicher Stellung an der Verwirklichung des kirchlichen 
Auftrags im karitativen Bereich teil. Er könne im Hinblick auf 
das gezeigte Verhalten seine Beratungstätigkeit; d i e ihn jeder­
zeit auch mit Fällen von Homosexualität konfrontieren könne, 
nicht mehr glaubwürdig durchführen. Das außerdienstliche homo- 
sexuelle Verhalten gefährde di e dienstliche Tätigkeit des Kläger 
unc: b cauche schon aus Grür.cen de3 Tendenzs.chutzes r i c 1 t h i nge- 
v.onrnen zu werden.

Der Kläger hat erwidert, er stelle nicht in Abrede, homo­

sexuell veranlagt zu sein. Er bestreite aber die von dem Beklag­
f jo; r» ß e s c h 31 <j erten näheren Utnstä n d o im Fail H . Die Hai tu ng
r; g 8 p.ekl agten sei von Vor u.r t e i1 en m c p r ä pt t. Mit seiner Beratux*j er r? —
tüti g k e i t für 5 n w a c h s e n e n e h m e er nicht er dem Verkündigungsa u f -■
trag der Evangelischen Kirche teil. Sr habe auch nicht gegen 

kirchliche Grundsätze verstoßen. Homosexuelle Praxis könne nur 
dsnn ö \ enstli chg Fo 1 ggn n8.ch s i ch zI g 1)gn , wonn s I g öf" 1'gx■ fc1 i cli 

vertreten werde. Dies habe er aber nicht getan.

Das -Arbeitsgericht hat eine Auskunft der Evangelischen Ki r~ 
che von Westfalen vom 10. Februar 1981 eingeholt, der Stellung­
nahmen mehrerer kirchlicher Stellen zur Frage dei* Beschäftigung 

von Homophilen im Dienst de*’ Kl "’che b® i gefügt 'vorder sind* Es ha 

dem Feststellungsantrag stattgegeben und die Klage irr. übrigen
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n b p: pi-.' i e s e n .

Gegen dieses Urteil hat nur1 der Beklagte Berufung eingelegt 
und den Hi 1fsantrag gestellt, das ArbeitsVerhältnis aufzulösen 
Er hat hierzu vorgetragen, von Eltern« die anonvtn bl eiben wo!1 
ten, habe er inzwischen erfahren, d.aß der Kläger aktiv in der 

"Schwul, er- In it i at 1 ve-M ", die sich "SCH WIM" nenne, tätig sei

Diese Initiative halte Treffer, ab, an denen der Kläger teilnehne

Der Kläger hat beantragt, den Auf]ösungsantrag abzuweisen 

und erklärt, die "SCHWIM" sei eine Gegenreakticn von Homosexual - 

len auf ihre i n de:'- Öffentlichkeit irr,me1- noch bestehende Diskri - 

lYii nierung.

Das Londesarbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten zu- 

rückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Beklagte seine zu­
letzt in der Berufungsinstanz gestellten Anträge weiter. Der 
Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E t 5? C jK '  ̂ Ci 11 n (y g p- y-- )’' v"; rj 0 *

Die Revision ist unbegründet, soweit sie sich gegen die 
Entscheidung des Berufungsgerichts zu den beiden Kündigungen des 

Beklagten wendet (A). Zun Auflösungsantrag des Beklagten führt 

31!• zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht (B).

A _
Das Berufungsgericht hat irr. Ergebnis zu Recht angenommen, 

ri’e außerordentliche Küncigung des Beklagter rechtsunwirksam 
und die vorsorgliche ordentliche Kündigung sozial ungerechtfer-'
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Auf dns Arbeitsverhältnis der Parteien f i r6et das Kündi-

gungsschuitz'gesetz A n v; e n dung , a tic h wenn der 11 e k ] a g t e a n der durc
Art. 140 0 G 1 , V £ vb.m.Art. 137 Abs. "3 Tw p -i p-j p v-ie ̂ R o i c h s v e rf assung

(WP.V) ver Fassungs rcchfcllch gcsi cke p V (O yr [6 i p ph e r s u t o n o rr: i e tc i1 -

n immt.

1 . Nach Art. 13? Abs. 3 FRV rind nicht nur die organ is 1 er te 
Kirche: und deren rechtlich sei bständige Tel '1 e. sondern alle der 

Kirche ir bestimmter VJeise zugeordneten Einrichtungen ohne Rü-ck
sicht auf ihre Rechtsförm Objekte, bei deren Ordnung und V erwa]- 
tun? die Kirche grundsätzlich frei ist, wenn sie nach kirchlichem 
Relbstverr tändn i s ■’ \.<•• em Kinn oder ihrer Aufgäbe entsprechend dazu 
berufen sind, ein Stück Auftrag der Kirche in dieser Vielt wahr- 
zu nehmen und zu erfüllen. Maßgebendes Kriterium ff" di e Zuordnung 
eine" Einrichtung zur K:rche ist nicht die Zugehörigkeit zu" 
Kirchenverwaltung; cs genügt vielmehr, daß die in Frage stehende 
Einrichtung der Kirche so nahe steht und teil hat an der Var- 
i r k1 i chung eines St ü cks Auftrag der Kirche im Geist christlicher 

Rel igi ositcit, im Einklang mit dem Bekenntnis der christlichen 
Kirche und in Verbindung mit den Amtsträgern der Kirche (BVerfGE 
46, 73, 85 ff. = AP Nr. 1 und BVerfGE 53. 366, 391 ff. = AP Nr. 6 
zu Art. 140 GG } .

■'. Der Beklagte ist eine der Evznze1 i scher Kirche von Westfa­
len, einer der Clierikirchen der Evangelischen Kirche Deutsch1ands

. Er gehört zum Diakon!sehen Werk(EKD), zugeordnete Einrichtung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


"Piakonischen werks derc i ose:'• Kirchc . Di 'D p o o T Mitglied des
, . , . . ^„tcchland e.V.", durch das die EKD ihreR v a ̂ cr 0 ' i ? c n ̂ n  ̂1• * cii Cv ]. n D ̂ ̂ ̂ ’

.„mt- fvpl Evanpe1 i sches Soziallexi- Piakor.isehen Aufgaben wahrm«®^ ivgi. tv«..ige.
„ . ,..on c 7 prO. Nach der Satzungs-Praambel deskon, 1- Auf 1 - > h-'uo . s. (b j >•

«.• ̂ Php don Auftrag. Gottes Liebe zur Diakoni scher. Werks hat die Kircne cen äui g.
. , , , Menschen zu bezeugen- Diakonie istVielt in Jesus Christus allen '

■ cn« und nimmt sich den Menschen in eine Gestalt dieses Zeugnisses unc nimmt
, . . ohPv- Bedrängnis und in sozial unge-leiblicher Not, in seelische. • o

. c-o dichtet sich r. ökemeni scher Weiserechten Verhältnissen an- Sie -
. ... .. . . .pn, Gemäß dem Verständnis der Diakoniean Christen und Nichtchristeu-

. , . , Viy.che ist das Diakonische Werk de- in-als soziale Gestalt der Ki - 0,1

atitutsonelle Ausdruck einer Lebens- uns WesensfluJ&en.ng der Kir­

che (ygj. Evangeli sches Sozial lexikon, S. 250 s f 1 Ab«. t m «  3
, „ 4 Pn - AVR - des Diakonischen Werks,der AnbeitsVertrags- 1ent 1 1nien

i?bgedruckt bei Scheffer, Kommentar zu den AVR). Zu den Arbeits­

bereichen des Diakonischen Werks gehören u. a. auch die Hilfe für 

Mütter, Ehe und Familie durch Ehe- und Schwangerschaftsberatung, 
hie Hilfe für Behinderte durch psychologische Hilfe in Werkstät­

ten und Beratungsstellen im Bereich der beruflichen und sozialen 

Rehabilitation geistig behinderter Menschen sowie die Hilfe für 
Kranke und sozial Behinderte durch Beratung (vgl. Evangelisches 

Soziallexikon, S. 2 5 1). Der Beklagte stellt somit Wesens- und 
y ebensäußerung einer Kirche da.r und kann deshalb die verfas­
sungsrechtlich garantierte Kirchenautonomie in Anspruch nehmet-

3 . Das für die Kirchen anerkannte Recht, ihre Angelegenhei 
selbst zu ordnen und zu verwalten, steht der Kirche gemäß Av-t - 

ItO GG i. Verb. m. Art. 137 Abs. 2 WRV jedoch nur "innerhalb

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


°eh«ankeR r’rs fur alle geltenden Gesetzes" zu. Das Kündigungs- 

schutzgesetz ist ein solches für alle geltendes Gesetz. Es gilt 
u©sha]b auch für die im Dienst der erzieherischen und karitativen 
Errichtungen den Kirche stehenden Arbeitnehmer, selbst wenn 
'■•lese ihre Tätigkeit in Pindung an den übergeordneten Auftrag der 
E r che ausüben. Die besonderen in der kirchlichen Autonomie be- 
trundeten Belange des kirchlichen Arbeitgebers sind im Rahmen der 

die ordentliche Kündigung nach !> 1 Abs. 2 KSchG und für die 

außerordentliche Kündigung nach § 626 Abs 1 BOB gebotenen In­
i' r reggenabvägung zu ber(ioks i chtiger (ständige Rechtsprechung des 
-undesarbeitsger ichts, vgl. zuletzt BAG 34, 195, 203 = AP N". 7 
?:>u Art. 140 C-G, zu B II 1 der Gründe, sowie das Senatsurteil von 

c I • Oktober 1982 - 2 AZR 591/8-0 - zu B I 3 der Gründe - BB 1983, 
2 0 5? I

'I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, ein Grund für die so­

ziale Rechtfertigung der ordentlichen Kündigung sei nicht ge­

geben ,

Die Kirche könne in Wahrnehmung ihres verfassungsrecht]ich 

gev??ihrle i steten Sei stbestimmungsrechts in ihren Einrichtungen die 
vor ihrem Verkündungsauftrag he" gebotenen Vorausssetzungen für 

die Loyal!tätspflichten der im kirchlichen Dienst tä ti gen, an der 
Vorkündigung, wenn auch abgestuft, teilhabenden Arbeitnehmer 

festlegen. Die vom Kläger geleistete Arbeit entspringe nach dem 

kirchlichen Selbstverständnis ihrem, drakonischen Auftrag, Der 
Beklagte könne somit erwarten, daß der Kläger seine Lebensfüh­

rung, und zwar auch ini außerdienstlichen Bereich, den Gesetzen
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(10 r* v/ 4Kirche entsprechend e i nr lohte .

„ , . nn FrföllunR kirchlicher AufgabenHomosexuali tat eines an ce, ...

• „ *- nJ c h t allein c p i p e P ** i v a t --teilhabender. Mitarbeiters sol sonn > ....... -*lM
Sache. Soweit allerdings lediglich eine horrophile Neigung be- 

stehe, die sich nicht nach außen hin offenbare und auch nicht 

offen vertreten werde, sei dies kündigungsrechtlich ohne Bedeu­
tung, da die Neigung allein keine schwerwiegenden direkten oder 

indirekten Rückwirkungen auf das Arbeitsverhältnis habe. Dies 

ergebe sich aus den vorgelegten kirchlichen Stellungnahmen..

Sin kündigungserhebliches Verhalten des Klägers läge somit 

vor, wenn on seine Homosexual i tri t offen leben und eine homo­

sexuelle Partnerschaft als der Ehe gleichwertig öffentlich ver­

treten würde. Auch renn der Kläger sich im Falle H so

verhalten habe. yie es der Pck1agte behaupte, liege darin ke1n 

öffentliches Leben der Homosexualität. Gleiches gelte für eine 

Teilnahme an Treffen der "SCHWIM", die deshalb als richtig un­

terstellt werden könne. Wenn das Ziel dieser Initiative, wie der 

Kläger unwidersprochen vorgetragen habe, darin bestehe, sich ge­

gen die öffentliche Diskriminierung zu wehren, so bedeute dies 

noch nicht , daß der Kläger die Homosexualität im Sinne der 

kirchlichen Stellungnahmen öffentlich vertrete. Der Kläger habe 

auch nicht die Ansicht vertreten, daß homosexuelle Partnerschaft 

eine der Ehe gleichwertige Lebensgemeinschaft darstelle. Für 

seine Befürchtung, der Kläger gefährde durch seine Homosexualität 

die von ihm betreuten Personen, habe der Beklagte keine konkreten 
Tatsachen vo^get^agen.
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Ill- Diese Begründung vermag das angefechtere Urteil, die

Revision insoweit zu Recht rügt, nicht zu tragen.

: • - ^er> Drage der Sozia] Widrigkeit einer Kündigung handelt,
es sich um die Anwendung unbestimmter Rechtsbegriffe, die vom 
Revisionsgericht grundsätzlich nur darauf nachgeprüft werden 
können, ob die Rechtsbegriffe selbst verkannt sind, ob bei der 

Unterordnung des Sachverhalts unter die Rechtsnorm Denkgesetze 
oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt und ob bei der Ir.teres- 
senabwagung alle wesentlichen Umstände berücksichtigt worden sind 
(vgl. BAG 1, 99 = AP Er. 5 zu 1 KSchG“ BAG 1, 117 = AP Nr. 6 zu 
■ 1 KSchG; seiden ständige Rechtsprechung). Auch bei Anwendung 

dieser eingeschränkten Prüfungsmaßstäbe hält, das angefochtene 

Urteil der revisionsrechtlichen Nachprüfung nicht stand.

?, Das vom Berufungsgericht anerkannte Recht der Kirche, kraft: 

ihrer Autonomie in ihren karitativen Einrichtungen die von ihrer 
Sendung her gebotenen Voraussetzungen für die Loyalitätspflicht 

der im kirchlichen Dienst tätigen, an der Verkündigung teil ha­

benden Arbeitnehmer festzulegen, folgt aus de '-1 zur Vermeidung der 

Unglaubwürdigkeit cer Kirche gebotenen Untrennbarkeit vor Dienst 

und Verkündigung. Der Träger einer kirchlichen Einrichtung muß 

darauf bestehen, daß die für ihn handelnden Personen jene Grund­
sätze. die sie darstellen sollen, selbst beachten. Der Arbeit­

nehmer , der durch seine Arbeitsleistung an der Erfüllung des 
Auftrags der Kirche mitwirkt, ist verpflichtet, auch im außer­
dienstlichen Bereich seine Lebensführung so einzurichten, daß sie 

grundlegenden Gesetzen der Kirche entspricht.
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•iocb der neueren Rechtsprechung des Rundesarbeitsgerichts 

v-'hG 3’4, 195 sowie Senatsurtei] vom 21. Oktober 1962 - aaO - zu B 
II der Gründe) müssen die dem Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst 

aufer legten Loyalitätspflichten jedoch der übertragenen Aufgabe 
entsprechen. Nicht jede Tätigkeit in einem Arbeitsverhältnis zur 
Kirche hat ei ne solche Nähe zu spezifisch kirchlichen Aufgaben, 
nah der die Tätigkeit ausübende Arbeitnehmer mit der Kirche 
identifiziert und deshalb die Glaubwürdigkeit der Kirche berührt 
wird, wenn er sich in seiner Lebensführung nicht an die trastenden 
Grundsätze der kirchlichen Glaubens- und Sittenlehre hält. Solche 
gesteigerten Anforderungen können vorn Arbeitgeber nur gestellt 
werden, wenn das außerdienstliche Verhalten Rückwirkungen auf das 
Anbeitsverhätnis mit sich bringt. Der Umfang der Loyalitäts- 
Pflichten der Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst ist deshalb nach 
der Nähe ihrer Aufgabe zum Auftrag der Kirche, der in der kirch­
lichen Einrichtung erfüllt wird, zu bestimmen. Es ist entschei­
dend darauf abzustellen, ob der diese Tätigkeit ausübende Ar- 

bo i tnebner mi. t der’ Ki rche iden1 1 f i ziert und <1 urch das jewei 1 s 
infrage stehende beanstandete Verhalten die Glaubwürdigkeit dev’

K jrche berührt wi r d .

2 . fixt diesen Grundsätzen stimmt die Ansicht des Berufungsge­

richts überein, der Kläger nehme ni t seiner Tätigkeit im Bereich 
der Konfliktberatung an der Verwirklichung der Diakonie als einer 

Lebens- und V'esensäußerung der Kirche in einen Umfang teil, die 
es ihm gebiete, auch im außerdienstlichen Bereich die kirchlichen 
Verhaltensregeln für im Dienst der Kirche bzw. deren Einrich­

tungen stehende Mitarbeiter mit homophilen Neigungen zu beachten.
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Es braucht nicht entschieden zu werden, ob ein in den Konflikt­

beratung tätiger, irr. Dienst des Diakonisehen Werks stehender 

Psychologe seine gesamte Lebensführung nach sämtlichen Gesetzen 

der Kirchen ausr? chten miß. Die Gefährdung der Glaubwürdigkejt 

der Kirche ist das entscheidende Kriterium für die Bestimmung des 

Umfangs der Loyalitätspflichten ihrer Arbeitnehmer. Deshalb kommt, 

es nicht nur auf die Nähe der dienstlichen Aufgabe des Arbeit­

nehmers zu dem kirchlichen Auftrag, sondern auch auf die Bedeu­

tung des kirchlichen Grundsatzes, gegen den der Arbeitnehmer 

konkret verstoßen hat, für die Erfüllung der dienstlichen Aufgabe 

an. Je näher der Arbeitnehmer zum Verkündigungsauftrag der Kirche 

steht, etwa als Lehrer oder Erzieher in einer kirchlichen Pri- 

vatschule, desto weitgehender ist um der Glaubwürdigkeit der 

Kirche willen seine Bindung an die kirchlichen Gesetze. Im vor­

liegender. Fall geht es um Verhaltenspflichten kirchlicher Mitar­

beiter mit homophilen Neigungen. Der Kläger übt unmittelbar eine 

von der Diakonie als Lebensäußerung der Kirche umfaßte beratende 

Tätigkeit für seelisch oder geistig kranke und hilfsbedürftige 

Menschen aus. Eine solche Konfliktberatung berührt auch sexuelle 

Probleme dieses Personenkreises und erfordert deshalb von dem 

Berater eine gesteigerte sexuelle Integrität. Der Beklagte als 

Einrichtung des Diakonisehen Werks seiner Landeskirche kann somit 

grundsätzlich verlangen, daß ein homophil veranlagter Berater die 

von der Kirche für diesen Bereich aufgestellten VerhaltensregeJ n 

beachtet, wenn die Glaubwürdigkeit der Kirche in ihrer Lebens- 

rußerung Diakonie erhalten bleiben soll.

h . ho o ? t d a s Bor u f u n g s p; er? cht bereis e 1 n e V er letz u n g kirc h -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


lieber Verhaltenspflichten und c!omt das Vorliegen eines ver­
tragswidrigen Verhaltens des Klägers verr.eint. beruht diese An­
sicht auf einer unrichtigen Auslegung der Grundsätze, die die 
Evangelische Kirche von Westfalen, zu deren Di a ken 5 sehen Werk der 
^e'<lagte gehört, als für sich verbindlich anerkennt. Aus den vorn 
Berufungsgericht verwendeten Stellungnahmen ergibt sicht nicht, 
naß n,jp öffentlich ausgeübte Homosexualität oder öffentlich ver- 
treter.e homosexuelle Partnerschaft den kirchlichen Grundsätzen 
w 0 r» 3 o r g c Y) g n *

a l in der Vorläufigen Stellungnahme des Theologischen Ausschus- 

SSJ? der VELKD zum Problem der Homosexualität von Pfarrern vom 

5 ?♦ September 1979 heißt es, der Ffarrer solle der Verpflichtung 

seines Amtes nicht durch individuelle Haltungen ausdrücklich wi­
dersprechen. Werde darum die Homosexualität offen und mit dieser 

Absicht bekannt, so widerspreche sie dem Maßstab kirchlicher 

Lehre, da die Kirche nicht durch ihre Amtsträger ein Wegweiser in 

die Homosexualität sein wo IIe. Deshalb widerspreche die offen 

gelebte und öffentlich vertretene Homosexualität der wegweisenden 

Aufgabe dos Pfarramtes als eines Amtes der Kirche: entsprechendes 

gelte für kirchliche Mitarbeiter. Diese Stellungnahme will jedoch 

nach, ihrem Vorspruch diese Frage nicht abschließend behandeln.

Ihr kann deshalb nicht entnommen werden, daß ausschließlich die 

Ausdrucksformen einer offen gelebten oder öffentlich vertretenen 

Homosexualität eine Amtspflichtverletzung eines kirchlichen Mit- 
anbei t(>>->s darste 11 en kanr.

s Dies wird deutlich durch die spätere, ebenfalls von der VELKD
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hernusgegebenen Or ientierungshi 1 fe "Gedanken und MaßstSbe zun; 

Dienst von Homophilen in der Kirche'' vom 9- Januar 1 980, die die 

Problematik des Dienstes von Homosexuellen in der Kirche umfas­

send behandelt. Dort wird zwar zunächst (unter 5.1) wiederum das 

Vertreten einer als der Ehe glei chwertigen homcsexuel1en Part­

nerschaft in der Verkündigung oder im Leben eines kirchlichen 

Mitarbeiters als Verstoß gegen die öffentliche Verkündigung der 

Kirche angesprochen. Später aber heißt es (unter 5.2.1 a.E.), nie 

Kirchenleitung müsse darauf hinwe.i.sen, daß das öffentliche 

Vertreten etwa von homosexueller Partnerschaft in Lehen und Lehre 

mit der Lehrverpflichtung der Kirche nicht übereinstimmt und daß 

nach Bekannt wer den einer- homophil on Praxis eines kirchlichen 

Mitarbeiters diese unter bestimmten Umständen auch als Amts- 

pflichtverletzung gesehen werden kann. Wenn von Bekanntwerden 

einer homophilen Praxis die Rede ist, so ist damit eindeutig 

keine offen gelebte oder vertretene Homosexualität gerneint. Dies 

vä rd dann erstmals in dem folgenden und insoweit auch vom Be­

rufungsgericht richtig zitierten Absatz deutlich. Dort wird z u - 

nächst klargestellt, daß homosexuelle Neigung allein noch keine 

d ienst recht 1 i chen Folgen nach sich ziehe. Anschließend wird aus--

geführt, dies könne bei homosexueller Partnerbeziehung oder ho.

mosexuel 3 er Praxis der* Fall sein, und abschließend wird wiederum 

das öffentliche Vertreten der homosexuellen Partnerschaft als 
besondere Ausdrucksform der Homosexualität hervorgehoben und als 

Verstoß gegen den Inhalt der kirchlicher Lehrverpflichtung be­

zeichnet. Wenn aber beide vorgenannten Ausdrucksformen der Ho­

mosexualität dienstrechtliche Folgen nach sich ziehen "können", 

so folgt daraus, daß es hier auf die näheren Fallumstände anken-
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i"on sol'! , während das zuletzt umschriebene Verhalten immer einen 

?f11 ehtverstoß darstellt. Somit kann nach dieser Stellungnahme 

bereits die homosexuelle Praxis und nicht erst das offene Leben 

der Homosexualität eines kirchlichen Mitarbeiters eine Dienst- 

p f lichtVerletzung darstellen.

o'! Das Berufungsgericht hat schließlich auch die Auskunft des 

Landeskirchenamts vom 10. Februar 1981 mißverstanden. Dort wird 

(unter 3) einleitend und ohne Einschränkung ausgeführt, daß die 

PrnktJzierung der Homosexualität nicht als ein Verhalten nach 
kirchlichen Grundsätzen bezeichnet werden kann. Anschließend an 

das dann angesprochene eheähnliche Verhältnis heißt es nochmals 

ausdrücklich, auch der homosexuell Veranlagte könne i r den 
kirchlichen Dienst übernommen w e r d e n, sofern er den Verzicht auf 

die Praktizi erur.g der Homosexualität bejahe. Mit dem folgenden. 

Satz, daß der Dienst der Kirche in dem Augenblick berührt sei, i 

dem eine homosexuelle Partnerschaft als mögliche Form des Zu­

sammenlebens vertreten werde, wird dieses auch in den beiden 
vorstehend erwahnten Stellungnahmen gewürdigte Verha11en als der 

schwerste Pflichtverstoß he^ausgestellt. Auch aus dem Schreiben 

des Landeskirchenamts an den Beklagten vorn iS. Februar 1 9 81 er­

gibt sich, daß nicht erst dieses Verhalten als Pflichtverstoß 

angesehen wird; der homosexuell veranlagte Mitarbeiter ist im 

kirchlichen Dienst nur tragbar, sofern er auf die Praktizierung 

der Homosexualität verzichtet. Diese kirchliche Stellungnahme is 
maßgebend, 'weil der Beklagte zürn Diakonischen Werk der Evange­

lischen Kirche von Westfalen gehört und deshalb diese Kirche 

khaft ihres Selbstbestimmungsrechts die Loya 1. i tätspf 1 ichten auch
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c:er Mitarbeiter nop Beklagter; fest legen kann. Verwertbar sind 
abe-'’ s uc.i die vorläufige Stellungnahme sowie die Ori ent i erur.gs- 
" 1 *'e * 'voi1 m  de> Auskunft auf diese Bezug genommen worden ist

3> ’ 1 i ' ; t somit de r Sachvortrag des Beklagten zum Fall !' 

zu, bO na o der Kläger insoweit homosexuelle Praxis ausgeübt und 

gegen eine Vertragspflicht verstoßen. Das Berufungsgericht durfte 

deshalb nicht diesen bestrittenen Sachvortrag als richtig unter­

ste1 len unc gleicnwohl bereits das Vorliegen eines als Kündi — 

gungsgruno in Betracht Uommenden Fehlverha1 1 ens des KIägors ver- 
reinen.

IV. Bas angefochtene Urteil beruht jedoch nicht auf diesem 

Rechtsfehler, weil es sich aus einem anderen Grund als richtig 

darstellt ('. 563 ZPO). Das von dem Beklagten behauptete Verhalten 

des Klägers im Fall H war deshalb nicht geeignet, dem Be­

klagten einen Grund zur fristlosen oder ordentlichen Kündigung zu 

geben, weil es an einer im Hinblick auf die besonderen Umstände 

des Falles erforderlichen vorherigen Abmahnung des Klägers fehlt.

1 . Nach den allgemeinen Grundsätzen des Küncigungsschutzrechts 

ist bei einem pflichtwidrigen Verhalten des Arbeitnehmers, das 

sich als Störung im Leistungsbereich auswirkt, in der Regel vor 

Ausspruch einer Kündigung eine vergebliche Abmahnung erforder­

lich es sei denn, daß im Einzel fall besondere Umstände Vorge­
legen haben, aufgrund derer eine Abmahnung als entbehrlich ange­
sehen werden durfte (ständige Rechtsprechung des BAG: vgl. EAC 

U-teil vom 28. Oktober 1971 - 2 AZR 15/71 - AP Nr. 62 zu 626
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2 S. Juli 1976 - 3 AZR
BGR, zu II 2 d der Gründe: Urteil vom

50/75 - AP Nr. 9 zu ?• 1 KSchG Verhalt-Sn
11 0 4er Gründe: Urteil vom 18. Janua.v,

sbed i na;te Künd igur.g , zu
198-0 - 7 AZR 75/78 - AP

3 zu 5 1 KSchG 1Q69 Verbaltensbftfl.
G r- ü n d. e m , v . N . ) . Im Ent s cheidungsfal]

''nBte Kündigung, zu 2 a der

Beklagten behauptete Fehl verhalten.
■egt allerdings das von dem
K1S g e r s i m F a 1.1. H

im Vertrauensbereich, nach dem der Ei* Cr ,■ f? O v
pflichtet war. sich auch im außerriip»n sti
ler Praxis zu enthalten. Auch ein Feh] 
'"eich berechtigt jedoch dann nicht ov 
mahnung zum Ausspruch einer' Kündigung

ioben Bereich homosexua- 
J-Verbal ten im Vertrauensbe-
* v ■ v o r h 0 i rt 0 g  r T o 1 g 1 o s 0 A b— 

7̂enn der* A rhoi tnehmen mit
vertretbaren Gründen annehmen konnte 

vertragswidrig oder werde vom Arbeit; 

erheb1 iches, den Bestand des Arbeitsi

^©in Verhalten sei nicht 
-)©r zumindest nicht als ein

■erhol +tnisses gefährdende;
Fehl verhalten angesehen (vgl. Hueck, ,’ '■•-chG, 10. Au fl., : 1
Rz 90 a; KR-Hiliebrecht, 5 626 BGB R2 iq0)

Diese allgemeinen Grundsätze des Kündigungsschutzrechts 

gelten für die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiter ebenso 

wie der Grundsatz der Interessenabwägung, der es verbietet, ohne 
Rücksicht auf die Umstände des Einzelfalls in jedem Loyalitäts­
verstoß von einigen; Gewicht bereits einen Grund zur Trennung von 
dem Arbeitnehmer zu sehen (vgl. dazu Senatsurteil vorn 2 1.. Oktobe. 

10.82 - aaO - zu B II 3 b der Gründe)*

2 . Nach diesen Grundsätzen bedurfte es im Entscheidungsfall

einer Abmahnung des Klägers,
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](i o* 0

verhalten zur Lest gelegt. Die Vorgänge haben sich außerhalb 
seines Dienstbereichs in der Anonymität einer entfernten Groß­
stadt abgespielt, die der Kläger offensichtlich bewußt gesucht 
hat, um jedes Aufsehen zu vermeiden. Es liegt auch kein anstößi­
ges Verhalten in der Öffentlichkeit vor. Auch nach der Darstel­
lung des Beklagten wurden weder Strich1oka1e besucht noeh wurde 
Geld gegeben. Das Verhalten des Klägers hat auch nicht in den 
dienstlichen Bereich übergegriffen. Der Beklagte hat nicht vor­
getragen , daß der Kläger bisher in der Ausübung seines Dienstes, 
ar seiner Arbeitsstelle oder gegenüber Kollegen als Homosexuelle 
auch nur andeutungsweise in Erscheinung getreten sei. Die be­
hauptete homosexuelle Praxis des Klägers war auch bis zur Kit­
te i lung der Beziehungen zu seinem Partner durch dessen Mutter 
nicht bekannt gewesen.

Dem Kläger können auch vertretbare Gründe für seine Annahme 
zugebilligt werden, daß ein solches Verhalten von den Beklagten 
zumindest nicht als eine den Bestand des Arbeitsverhältnisses 
gefährdende Pflichtverletzung angesehen werde. Die Beurteilung 
der Homosexualität hat in der Gesellschaft eine erhebliche Ver­
änderung erfahren, die nicht allein in der Abschaffung der 
Strafbarkeit der "einfachen" Homosexualität zwischen erwachsenen 
Männern durch den Gesetzgeber ihrer. Niederschlag gefunden hat. 
Auch im Bereich des staatlichen Bearntenreehts wird "einfaches" 
homosexuelles Verhalten außerhalb des Dienstes ohne besondere 
Dienstbezogenhe.it (kein provokatives Hineintragen der homosexu­
ellen Neigungen in den dienstlichen Bereich) nicht mehr als
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Di enstvergehen angesehen (BVerwGE 3̂, 157 » 161). Schließ! 2 cn n.a- 
bgn p;uch für der Berei oh des Bienstrecints der !<i rch 1 ichen Mit" 
arbeiten beide Vorinstanzen die vorn Beklagten vorgelegten k ircn- 
1ichen Stellungnahmen dahingehend gewürdigt, daß nur das öffent­
liche Leben den Homosexualität und das öffentliche Vertreten 
einen homosexuellen Partnerschaft als einen der Ehe gleichwertige 
Form des Zusammenlebens als Verstoß gegen wesentliche kirchliche 
Grundsätze angesehen werde. Ferner wird in de*" Orientierungshilfe 
der VELKD (unter 5.2.1), wie ausgeführt, die Ansicht vertreten, 
daß allein die homosexuelle Praxis eines kirchlichen Mitarbeiters 

- irr Gegensatz zum öffentlichen Vertreten einen homosexuellen 
Partnerschaft - nicht zwirgend dienstrechtliche Folgerungen nac 11 
sich ziehen muß, sondern es insoweit auf die Umstände des Falles 
ankommen solle. Es handelt sich somit im Entscheidungsfal1 nicht, 

wie etwa für ein Mitglied der katholischen Kirche bei der Fie­
derverheiratung mit einem geschiedenen Ehepartner, um einen auch 
subjektiv von dem Arbeitnehmer nicht ernsthaft in Zweifel zu 
ziehenden Pflichtverstoß.

Es lagen auch keine besonderen Umstände vor, die eine Ab­

mahnung entbehrlich gemacht hätten. Im Hinblick auf die vorste­
hend dargelegten Umstände kann die Einstellung des Klägers zu dem 

ihm angelasteten Fehlverbal ten jedenfalls im Zeitpunkt des Aus­
spruchs der beiden Kündigungen nicht als derart uneinsichtig an­
gesehen werden, daß eine Abmahnung von vornherein n (S zWecklos 
hätte betrachtet wenden können. Dies gilt auch far ^-e 2wpi Wo„ 

rate nach der außerordentlichen Kündigung ausgesprochene ordent­

liche Kündigung, nachdem der Beklagte dem. Kläger keine Chance
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eingeräumt hatte, durch eine Änderung seiner Einstellung den 
F'ortbestanc! des Arbe i tsverhältn i spgs zu s \ chern »

-■ Der Beklagte hat den Kläger nicht abgemahnt. Eine Abmahnung
liegt vor, wenn der Arbeitgeber den Arbeit ne hirer deutlich und 
ernstnaft ermahnt und ihn auffordert, ein genau ’Gezeichnetes 
Fehlverhalten zu ändern bzw. aufzugeben, und damit den Hinweis

i in V'i cderholungsf a 11 der Bestand dcs Arbei ts ver-
Vi ;

det. d a ß
s s e s gef
b e i t n e h m

de rung sein e s V <' ?1 h a 1. t e n s i r. Z u! < u n f t 
Entsche i dungs f a ] 1 kurd q d e. r K1 äger 
ternative gestellt, im Hinblick auf 
liegendes Fehlverhalten zur Vermeic! 
k ü nd i gen .

eine Kündigung abzuwenden, 
jecoch 1ediglich v0 r die Al- 

p i n in der Vergangenhei t 
ung eine'!" Entlassung selbst

irr

zu

ä • In der vom Beklagten weiter beanstandeten Teilnahme des 
K läge r s a n V e r s. n staltungen der "SC HW IV." h a t c a s B e r u fungsgeri cht 
mit zutreffender Begründung kein vertragswidriges Verhalten des 
Klägers gesehen. Mach dem Vortrag des Klägers wendet sich diese 
Initiative gegen die Öffentliche Diskriminierung der Homosexua­
lität. Der Beklagte hat in den Vorinstanzen nicht behauptet, die 
Initiative trete provokativ in Erscheinung; die Ausführungen der 
Revision zu ihren vermeintlichen Zielen stellen nur Mutmaßungen 
der.. Die Teilnahme an Veranstaltungen mit dieser Zielsetzung hat 
das Berufungsgericht jedoch zu Recht nicht als ein öffentliches 
Lehen der Homosexualität ir. Si nne der vorgelegter kirchlichen 
Stel1ungnahmen gewertet,
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v . Soweit das Berufungsgericht der gegen die beiden Kündigungen 
gerichteten FeststellungskJage stattgegeben hat, war das ange-

fochtene Urteil somit zu bestätigen und die Revision zurückzu­

weisen .

B. Über den Auflösungsantrag des Beklagten kann jedoch noch 
nicht abschließend entschieden werden. Hierzu bedarf es weiterer 
oatsacnl i eher Feststellungen und ihrer Würdigung durch das Pe 
rufungsgericht. Die Sache mußte deshalb insoweit zurückverwiesen 

werden.

t pas Berufungsgericht hat ausgeführt, der Beklagte habe sich. 
ZUr Begründung seines Auflösungsantrags auf dieselben Tatsachen

berufen, mit d'enen er di a Küri c! i 9' u n fü 9ii z u r 0 c ktfertigen versucht

habe. Da c 1. esc jedoch keinen Vert ra gsverstoß riarste111cn, könnten

si e sueh k 0 i n 0 Auflösung des Arbei tsverhältni sses begründen. Für
die Befürchtung, insbesondere im Hinblick auf die überschau­
bar ke.i t des Arbeitsorts, einer kleineren Stadt, sei der Kläger 

nach Bekanntwerden seiner Homosexualität nicht mehr in der Lage,
glaubwürdig seine dienstlichen Aufgaben wahrzunehmen, habe der 
Beklagte keine konkreten Tatsachen angeführt. II.

II. Mit dieser Begründung kann das angefochter.e Urteil nicht- 
gehalten werden. Da der Beklagte mit dem Fall H entgegen

der Annahme des Berufungsgerichts eine Pflichtverletzung des 
Klägers vorgetragen hat, die nur wegen fehlender Abmahnung keine 
Kündigung zu rechtfertigen vermag, entfällt der tragende Grund 

für die Würdigung des Berufungsgerichts, es liege auch kein Auf-
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1• Erweist sieh, wie im Entscheidungsfall, eine außerordent­

liche Kündigung als unwirksam, hat der Arbeitgeber jedoch vor­
sorglich ordentlich gekündigt, so kann er für den Fall einer sic!
ergebenden Sozialv;idrigkeit der vorsorglich erklärten ordentli­
chen Kündigung die Auflösung des ArbeitsVerhältnisses zun Ablauf 
der Kündigungsfrist begehren (BAG Urteil vom 26. Oktober 1979 
- 7 AZR 752/77 „ AP Nr. 5 zu r 9 KSchG 1969, zu A II 1 der Grün­
de). Vorliegend hat der Beklagte die Auflösung des Anbeitsver- 
ha.ltnisses erkennbar lediglich für den Fall der Sozial Widrigkeit 
der vorsorglich zürn 31- März 1981 erklärter, ordentlichen Kündi- 
fju n p b 0 g f; h y'' f,

Auch für di o soziale Eechtfer gung eine r o rc e n 11ichc n X ün
digung nicht ausreichende Gründe können nach der ständigen 
Rechtsprechung des Rundesarbeitsgerichts zur Begründung eines 
Auflösungsantrags des Arbeitgebers herangezogen werden (vgl.

BAG 9 , 1 3 1 , 133 = AP Nr. 7 zu * 7 KSchG, zu II 1 der Gründe- 

BAG 28, 196 = AP Nr. 3 zu ' 9 KSchG 1969, zu 3 a der Gründe). Fü
e Auflösung des Arbeitsverhä]tni: anders al u r 0 1 e

Beurteilung der Sozialwidrigkeit der Kündigung, eine Vorausschau 
auf die künftige Gestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen den 
Parteien abzustellen. Deshalb kommt es nicht auf den Zeitpunkt 
der Kündigung an, sondern im Zeitpunkt den Entscheidung über den 
Auflösungsantrag ist zu fragen, ob in Zukunft eine den Betriebs­

zwecken dienliche weitere Zusammenarbeit zu erwarten ist. Der 

erkennende Senat hat ln dem letztgenannten Urteil ausgesprochen,
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zu'" Rechtfertigung des Auflösungsantrags des Arbeitgebers müßten 

bei Verwiegen vor. Gründen, die die Kündigung selbst nicht recht­

fertigten, noch zusätzliche Tatsachen vor get ra gen werden • V! i e 

sich aus den folgenden Ausführungen dieses Urteils (zu 3 b und '-i 

der Gründe) ergibt, hat der Senat damit nur einen auf die Zukunft 

gerichteten, ins einzelne gehenden Vortrag der Tatsachen gefor­

dert , die eine den Betriebszwecken dienliche weitere Zusammenar­

beit zwischen den Parteien nicht mehr erwarten lassen. Dies müs­

sen aber nicht notwendig neue, erst nach Ausspruch der Kündigung 
eingetretene Tatsachen sein. Der Arbeitgeber muß nur darlegen, 

welche der zur Kündigung vorgetragenen Tatsachen auch für den 

Auflösungsantrag herangezogen werden und aus welchem Grund diese 

einer 'weiteren gedeihlichen Zusammenarbeit ent gegen st eher. (Se­

natsurteil vom 25. Januar 1979 - 2 AZR 259/77 - zu III 1 der 
Gründe, nicht veröffentlicht).

Der Sachvortrag des Beklagten genügt diesen an die Recht­

fertigung des Auf1ösungsantrags zu stellenden Anforderungen. Der 

Beklagte hat j.n der Berufungsbegründungsschrift getrennt von dem

Vorbringen zur Kündigung herausgestellt, aus wel 

zumindest eine weitere gedeihliche Zusammcnarbei 

nicht mehr für gewährleistet erachtet.

chen Gründen er 

t für die Zukunft

' ü r die lach r: 9 Abs. 1 Satz 2 KSchG anzustellende Voraus­

schau kommt es darauf an, ob ein Verhalten des Arbeitnehmers 

vorliegt, aas objektiv die Besorgnis des Arbeitgebers recht­

fertigt, eie weitere gedeihliche Zusammenarbeit sei unwahr- 

.-chexr.1 1cn oder auch gefährdet: hierbei sind auch die besonderen
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des Arbeitgebers zy berücksi cht igen (vg 3• BAGV e r h ä
1 5,1 _

1 1 n i s s o

133),

Für* den Entsoheidungsfall ist insoweit zunächst erheblich, 
°° der Vortrag des Beklagten zura Fall H zutrifft. da nur'
oann vor Ausspruch der beiden Kündigungen eine Pflichtverletzung 
Qcs Klägers vorliegen würde. Diesen bestrittenen Sachverhalt muß 
das Berufungsgericht aufklären, Da der Beklagte hierzu substan­
tiiert vorgetragen hat und dieser Vortrag erheblich ist, genügt 
uer Kläger seiner Erklärungspflicht (f 138 Abs. 2 ZPO) nicht
mehr, wenn er, wie bisher, sich lediglich dahin einläßt, er oe- 

streite die vom. Beklagter, geschilderten näheren Umstände dieses 

Falles. Der Beklagte hat eigene Handlungen des Klag^^s behauptet 

Im Rahmen seiner Erklä rungspf 1. i cht muß der Kläger daher ur ei;.-- 

zelnen darlegen, in welcher. Umfang er das Vorbringen des Be­
klagten bestreitet.

Für die Entscheidung über den Auflösungsantrag ist weiter 
von Bedeutung, wie sich der Kläger für die Zukunft zur Frage des 
Verzichts auf homosexuelle Praxis stellt, nachdem er nun nicht 
mehr geltend machen kann, er sei hierzu dem Beklagten gegenüber 
nicht verpflichtet. Das Berufungsgericht hatte vor dem Hinter­
grund seiner Übereinstimmung mit der vorn Kläger vertretenen Auf­
fassung keine Veranlassung, in dieser Richtung Erwägungen anzu- 

stellen.

Da es für 

Verhältnisse im

die Entscheidung über den Auflösungsantrag auf die 
Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung in

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


der Tat 5? a oben ins tanz an k o m m t , können im E n t s c h e i d u n g  
auch noch weitere bis zur Entscheidung im zurückvervi 
fahren eingetretene oder eintretende Tatsachen verwer 
sofern sie für die Prognose einer den Betriebszwecken 
'weiteren Zusammenarbeit von Bedeutung sein k ö n n e n .

Dr . Röhg] er Tr iefcf ürs t Dr . V;e 11 er
Jansen Strümper

fall f e rn e r 
esenen Ver- 
tet werden; 
d 1 e n 1 i c h e n
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	sbed i na;te Künd igur.g , zu

	2.

	133),



